Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/2689 


Sachgebiet 810 


Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Arbeitsförderungsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Winterbauförderung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
hat auch nach der Ergänzung durch die sog. Produktive Winter- 
bauförderung des Arbeitsförderungsgesetzes im Jahre 1969 die 
Bautätigkeit im Winter nicht in dem erwarteten Maße belebt. 
In den letzten beiden Wintern sind von den Gesamtausgaben 
der Bundesanstalt für Arbeit für die Förderung in Höhe von 
2,173 Milliarden DM allein 2 Milliarden DM für das bei witte- 
rungsbedingten Arbeitsausfällen an Bauarbeiter zu zahlende 
Schlechtwettergeld ausgegeben worden. 


B. Lösung 

Die produktivitätssteigernden Förderungsleistungen werden 
erheblich verbessert. Sie erhalten den Vorrang vor dem 
Schlechtwettergeld, das als subsidiäre Leistung für unvermeid- 
liche Arbeitsausfälle vorgesehen wird. Eine ausreichende Be- 
teiligung der Arbeitgeber an den Kosten des Schlechtwetter- 
geldes soll deren Interesse an dieser Leistung berücksichtigen, 
einen Anreiz für verstärkte Bemühungen schaffen, witterungs- 
bedingte Arbeitsausfälle zu vermeiden sowie' die Schlechtwet- 
tergeld-Belastung der Beitragszahler der Bundesanstalt ver- 
mindern. Die Beteiligung der Arbeitgeber kann bei Einführung 
eines Lqhnzuschlages für die witterungsungünstige Jahreszeit 
auf den Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung für Be- 
zieher von Schlechtwettergeld beschränkt werden. 

Der Entwurf sieht außerdem einige Änderungen beim Kurz- 
arbeitergeld, bei der Arbeitslosenhilfe und der Sozialversiche- 
rung der Leistungsempfänger vor. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudterei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlaci Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg l, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Mehrausgaben des Bundes entstehen nur durch die Änderungen 
des Rechts der Arbeitslosenhilfe. Sie werden auf jährlich 
500 000 DM geschätzt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Oktober 1971 

1/4 (IV/3) — 804 02 — Ar 21/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschloss 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Arbeits- 
förderungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Arbeitsförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 582), zuletzt geändert 
durch das Erste Gesetz zur Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes vom 22. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2360), wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 


1. In § 70 werden die Worte „und 127" ersetzt 
durch die Worte 127 und 132". 


2. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „sowie 
für den Ehegatten des Arbeitnehmers, der 
im Inland weder einen Wohnsitz noch seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat," gestrichen. 

b) Absatz 5 wird gestrichen. Der bisherige Ab- 
satz 6 wird Absatz 5. 


3. Der Zweite Unterabschnitt des Dritten Ab- 
schnitts erhält folgende Fassung: 

„ Zweite r Unte rab schnitt 

Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft 

1. Allgemeine Vorschriften 
§74 

(1) Die Bundesanstalt hat durch die Förde- 
rung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bau- 
wirtschaft dazu beizutragen, daß während der 
witterungsungünstigen Jahreszeit 

1. die Bauarbeiten auch bei witterungsbeding- 
ten Erschwernissen durchgeführt und 

2. die Beschäftigungsverhältnisse der Arbeit- 
nehmer des Baugewerbes bei witterungsbe- 
dingten Unterbrechungen der Bauarbeiten 
aufrechterhalten 

werden. 

(2) Die Bundesanstalt fördert die ganzjährige 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft durch die 
Leistungen der Produktiven Winterbauförde- 
rung und das Schlechtwettergeld. 


(3) Im einzelnen gewährt die Bundesanstalt 

1. Arbeitgebern des Baugewerbes 

a) Leistungen zur Beschaffung von Geräten 
und Einrichtungen, die es ermöglichen, 
Bauarbeiten bei ungünstiger Witterung 
durchzuführen (§ 77), 

b) Leistungen zur teilweisen Abgeltung der 
sonstigen witterungsbedingten Mehr- 
kosten des Bauens; diese Leistungen 
können auch Bauherren gewährt werden 
(§ 78); 

2. Arbeitnehmern des Baugewerbes 

a) Leistungen zur Beschaffung von Schutz 
kleidimg, die beim Bauen in der Witte- 
rung sungünstigen Jahreszeit izusätzlich er- 
forderlich ist; sie kann ferner Trennungs- 
beihilfen und Fahrkostenzuschüsse ge- 
währen (§ 80), 

b) Schlechtwettergeld bei witterungsbeding- 
tem Arbeitsausfall (§§ 83 bis 90). 

§75 

(1) Im Sinne der Vorschriften dieses Unter- 
abschnittes sind 

1. Arbeitgeber des Baugewerbes natürliche und 
juristische Personen, Personenvereinigun- 
gen oder Personengesellschaften, die als In- 
haber von Betrieben des Baugewerbes auf 
dem Baumarkt gewerblich Bauleistungen an- 
bieten, 

2. Betriebe des Baugewerbes solche Betriebe, 
die überwiegend Bauleistungen erbringen, 

3. Betriebe auch Betriebsabteilungen, 

4. Bauleistungen alle Bauarbeiten, die der Her- 
stellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Än- 
derung oder Beseitigung von Bauwerken 
dienen. 

(2) Im Sinne der Vorschriften dieses Unter- 
abschnittes ist 

1. Förderungszeit die Zeit vom 16. Dezember 
bis 15. März, 

2. Schlechtwetterzeit die Zeit vom 1. November 
bis 31. März. 

§76 

(1) Anspruch auf Leistungen nach diesem 
Unterabschnitt haben Arbeitgeber des Bauge- 
werbes, in deren Betrieben die ganzjährige Be- 
schäftigung nach Absatz 2 zu fördern ist, sowie 
Arbeitnehmer, die in solchen Betrieben be- 
schäftigt sind. 
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(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bestimmt durch Reditsverordnung, in 
welchen Betrieben des Baugewerbes die ganz- 
jährige Beschäftigung zu fördern ist; er kann 
dabei für die Produktive Winterbauförderung 
XHid das Schlechtwettergeld unterschiedliche Re- 
gelungen treffen. Er darf in die Förderung nur 
Betriebe einbeziehen, deren Bautätigkeit in der 
Schlechtwetterzeit dadurch voraussichtlich in 
Wirtschafts- oder sozialpolitisch erwünschter 
Weise belebt werden wird. Betriebe, die über- 
wiegend Bauvorrichtungen, Baumaschinen, Bau- 
geräte oder sonstige Baubetriebsmittel ohne 
Personal Betrieben des Baugewerbes gewerblich 
zur Verfügung stellen oder überwiegend Bau- 
stoffe oder Bauteile für den Markt hersteilen, 
darf er in die Förderung nicht einbeziehen. Er 
soll vorher die Tarifvertragsparteien des Bau- 
gewerbes anhören. 

2. Produktive Winterbauförderung 
§77 

(1) Arbeitgebern des Baugewerbes werden 
Zuschüsse für den Erwerb cxier die Miete von 
Geräten und Einrichtungen gewährt, die für 
die Durchführung von Bauarbeiten in der 
Schlechtwetterzeit zusätzlich erforderlich sind. 
Der Erwerb oder die Miete von Geräten und 
Einrichtungen mit nur geringem Anschaffungs- 
oder Mietwert wird nicht gefördert. Für den Er- 
werb können zusätzlich Darlehen gewährt wer- 
den, 

(2) Der Zuschuß soll 

1. für Winterbauschutzhallen, Heizaggregate, 
Warm wasserbereiter, Dampferzeuger und an- 
dere Geräte von gleicher Bedeutung für das 
Bauen in der Schlechtwetterzeit bis zu fünfzig 
vom Hundert, 

2. für sonstige Geräte und Einrichtungen bis zu 
dreißig vom Hundert 

des angemessenen Kaufpreises oder des ange- 
messenen Mietzinses für die Schlechtwetterzeit 
betragen. Für Kleinbetriebe kann der Zuschuß 
nach Satz 1 Nr. 1 bis zu sechzig vom Hundert 
und der Zuschuß nach Satz 1 Nr. 2 bis zu vierzig 
vom Hundert betragen. 

§78 

(1) Arbeitgebern des Baugewerbes werden 
Zuschüsse zu den sonstigen witterungsbeding- 
ten Mehrkosten der Bauarbeiten gewährt, die 
sie in der Förderungszeit durchgeführt haben 
(Mehrkostenzuschuß) . Der Mehrkostenzuschuß 
wird dem Bauherrn gewährt, wenn er die Mehr- 
kosten trägt und der Arbeitgeber auf den Zu- 
schuß verzichtet. 

(2) Gefördert werden die auf der Baustelle 
von Betrieben des Baugewerbes verrichteten 
Bauarbeiten, sofern die Bauarbeiter, die Bau- 
stelle, das Bauwerk und die Baumaterialien 


durch Voll-, Teil- oder Einzelschutz gegen Witte- 
rungseinflüsse ausreichend geschützt sind, so 
daß die Bauarbeiten in der Förderungszeit auch 
bei ungünstiger Witterung durchgeführt werden 
können. 

(3) Der Mehrkostenzuschuß wird nicht für 
Bauarb eiten gewährt, 

1 . von denen nach ihrer Art oder ihrem Zweck 
anzunehmen ist, daß sie auch ohne Förde- 
rung in dieser Zeit durchgeführt würden, 

2. die nach den Vorschriften über die Arbeits- 
beschaffung (§§ 91 bis 99) gefördert werden. 

§ 79 

(1) Der Mehrkostenzuschuß wird frühestens 
von dem Tage an gewährt, an dem der Antrag 
nach § 81 Abs. 2 Satz 1 beim Arbeitsamt ein- 
gegangen ist. 

(2) Der Mehrkostenzuschuß bemißt sich nach 
der Zahl der in der Förderungszeit von den bei- 
tragspflichtigen Arbeitern (§ 168) geleisteten 
Arbeitsstunden und dem Förderungssatz. § 65 
Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz und § 100 Abs. 2 
gelten sinngemäß. 

(3) Der Bimdesminister für Arbeit und So- 
zialordnung setzt durch Rechtsverordnung die 
Förderungssätze nach Absatz 2 fest. Diese sol- 
len mindestens ein Drittel und höchstens zwei 
Drittel der in der Regel für die geförderten 
Arbeiten entstehenden Mehrkosten betragen; 
nicht als Mehrkosten gelten Aufwendungen, für 
die § 77 andere Leistungen vorsieht oder die 
der Arbeitgeber nach den §§ 83, 163 und 166 
Abs. 4 trägt. Die Förderungssätze können für 
Arbeiten in klimatisch besonders benachteiligten 
Gebieten höher festgesetzt werden als für Ar- 
beiten in den übrigen Gebieten. 

§ 80 

(1) Arbeitern und den zu ihrer Berufsaus- 
bildung Beschäftigten des Baugewerbes werden 
Zuschüsse zur Beschaffung der beim Bauen in 
der Schlechtwetterzeit zusätzlich erforderlichen 
Schutzkleidung gewährt, wenn der Arbeitgeber 
diese nicht zur Verfügung stellt Die Zuschüsse 
können bis zu fünfzig vom Hundert des ange- 
messenen Kaufpreises betragen. 

(2) Arbeitern und den zu ihrer Berufsaus- 
bildung Beschäftigten des Baugewerbes können 
ferner folgende Leistungen gewährt werden: 

1, Trennungsbeihilfe, wenn bei auswärtiger 
Beschäftigung wegen der ungünstigen Wit- 
terung während der Schlechtwetterzei t die 
Führung eines getrennten Haushaltes erfor- 
derlich ist, 

2. Zuschüsse zu den Fahrkosten, die für Heim- 
fahrten zum Hauptwohnsitz aus Anlaß von 
witteningsbedingten Arbeitsausfällen wäh- 
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rend der Schleditwetterzeit zusätzlich ent- 
stehen, höchstens jedoch für Entfernungen 
bis zu zweihundert Kilometern. 

Diese Leistungen können nur gewährt werden, 
soweit die erforderlichen Mittel den Arbeitern 
und den zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten 
nicht zur Verfügung stehen und es nicht üblich 
und angemessen ist, daß der Arbeitgeber die 
Kosten übernimmt. 


§ 81 

(1) Die Leistungen nach den §§77 bis 80 sind 
schriftlich bei dem zuständigen Arbeitsamt zu 
beantragen. Für die Anträge nach Absatz 2 ist 
das Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk die 
Baustelle liegt. 

(2) Für den Mehrkostenzuschuß nach § 78 
ist vor Beginn der Förderung die Anerkennung 
zu beantragen, daß die Voraussetzungen für die 
Förderung vorliegen (Anerkennungsantrag) ; 
bevor das Arbeitsamt die Schutzvorkehrungen 
als ausreichend anerkennt, hat es die Betriebs- 
vertretung zu hören. Für die Auszahlung des 
Mehrkostenzuschusses ist bis zum Ablauf einer 
Ausschlußfrist von drei Monaten nach dem 
Ende der Förderungszeit ein weiterer Antrag 
zu stellen (Leistungsantrag). Wenn ein Mehr- 
kostenzuschuß beantragt wird, hat der Arbeit- 
geber für jeden Arbeitstag während der Dauer 
der beantragten Förderung Aufzeichnungen 
über die auf der Baustelle geleisteten Arbeits- 
stunden zu führen und diese Aufzeichnungen 
zwei Jahre aufzubewahren. 

(3) Bescheide nach den §§77 bis 80 können 
Bedingungen und Auflagen enthalten. 


§ 82 

(1) ^ Die Bundesanstalt bestimmt durch An- 
ordnung das Nähere über die Förderung nach 
§ 77, insbesondere über die Art der Geräte und 
Einrichtungen, für deren Erwerb oder Miete 
Leistungen zu gewähren sind, über die Voraus- 
setzungen für die Gewährung, die Höhe der 
Leistungen und das Verfahren sowie das zu- 
ständige Arbeitsamt. Sie kann die Leistungen 
pauschalieren und zinslose Darlehen zulassen. 

(2) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anord- 
nung das Nähere über das Verfahren bei der 
Gewährung des Mehrkostenzuschusses nach 
§ 78. Sie kann bestimmen, daß der Leistungs- 
antrag abweichend von § 81 Abs. 1 Satz 2 bei 
dem Arbeitsamt zu stellen ist, in dessen Bezirk 
die für die Baustelle zuständige Lohnstelle des 
Betriebes liegt. 

(3) Die Bundesanstalt bestimmt durch An- 
ordnung das Nähere über die Förderung nach 
§ 80; Absatz 1 gilt entsprechend. 


3. Schlechtwettergeld 
§83 

(1) Arbeitern in Betrieben des Baugewerbes 
wird bei witterungsbedingtem Arbeitsausfall in 
der Schlechtwetterzeit Schlechtwettergeld ge- 
währt, wenn 

1. in dieser Zeit das Arbeitsverhältnis nicht aus 
Witterungsgründen gekündigt werden kann, 

2. bei Arbeitsausfall unbeschadet des An- 
spruchs auf Urlaub eine Anwartschaft auf 
Lohnausgleich für einen zusammenhängen- 
den Ausgleichszeitraum, der mindestens die 
Zeit vom 25. Dezember bis 1. Januar um- 
faßt, gewährleistet ist. 

(2) Der Arbeitgeber trägt dreißig vom Hun- 
dert des Schlechtwettergeldes und des Zu- 
schlages nach § 86 Abs. 4. Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung kann durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß Satz 1 nicht für Ar- 
beitgeber gilt, deren Arbeitnehmer für die in den 
Monaten Januar und Februar geleisteten Ar- 
beitsstunden mit Rücksicht auf die Schlechtwet- 
terzeit Anspruch auf einen Zuschlag von min- 
destens einem Fünftel des hierfür erzielten 
Lohnes haben, wenn 

1, eine solche Regelung für mindestens zwei 
Drittel aller Arbeitnehmer besteht, die in 
den zum Bezug von Schlechtwettergeld zuge- 
lassenen Betrieben beschäftigt sind, und 

2. durch überbetriebliche Ausgleichsregelungen 
gewährleistet ist, daß der Zuschlag nicht ein 
Ansteigen der Kosten der Bauleistungen in 
der Zeit, für die der Zuschlag gezahlt wird, 
gegenüber den Kosten der Bauleistungen in 
der übrigen Zeit des Jahres zur Folge hat. 

§84 

(1) Schlechtwettergeld wird gewährt, wenn 

1. der Arbeitsausfall ausschließlich durch zwin- 
gende Witterungsgründe verursacht ist, 

2. an einem Arbeitstag mindestens eine Stunde 
der Arbeitszeit im Sinne des § 69 ausfällt 
(Ausfalltag) , 

3. der Arbeitsausfall dem Arbeitsamt unver- 
züglich angezeigt wird. 

(2) Zwingende Witterungsgründe im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 1 liegen nur vor, wenn 
atmosphärische Einwirkungen (insbesondere 
Regen, Schnee, Frost) oder deren Folgewirkun- 
gen so stark oder so nachhaltig sind, daß 

1. trotz Verwendung von angemessenen Schutz- 
vorkehrungen, 

2. bei Bauarbeiten, die nach § 78 gefördert wer- 
den, trotz Verwendung von ausreichenden 
S diu tzvo rkehnmgen 

die Fortführung der Bauarbeiten technisch un- 
möglich oder wirtschaftlich unvertretbar ist oder 
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den Arbeitnehmern nicht zugemutet werden 
kann. 

§85 

(1) Anspruch auf Schlechtwettergeld hat, wer 

1. bei Beginn des Arbeitsausfalles auf einem 
witterungsabhängigen Arbeitsplatz als Ar- 
beiter in einer die Beitragspflicht begrün- 
denden Beschäftigung (§ 168 Abs. 1) steht, 

2. infolge des Arbeitsausfalles für die Ausfall- 
zeit kein Arbeitsentgelt bezieht. Vermögens- 
wirksame Leistungen sowie Arbeitsentgelt, 
das zusammen mit dem Schlechtwettergeld 
niedriger ist als das ausgefallene Arbeitsent- 
gelt, schließen den Anspruch nicht aus. 

(2) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nur für Tage, an denen das Arbeitsverhältnis 
fortbesteht. Arbeitnehmern, deren Arbeitsver- 
hältnis gekündigt ist, kann Schlechtwettergeld 
gewährt werden, solange sie keine andere an- 
gemessene Arbeit aufnehmen können. § 65 
Abs. 1 Satz 2 und Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nicht für Tage, an denen die Arbeit aus anderen 
als zwingenden Witterungsgründen ausfällt, 
insbesondere nicht für Zeiten des Urlaubs und 
für gesetzliche Feiertage, für Zeiten, für die ein 
Anspruch für Arbeitsentgelt besteht, sowie für 
Zeiten, in denen der Arbeitnehmer eine andere 
nicht nur geringfügige Beschäftigung ausübt. 
Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 


§86 

(1) Für die Bemessung und Höhe des Schlecht- 
wettergeldes gilt § 68 mit Ausnahme von Ab- 
satz 2 Satz 1 entsprechend. 

(2) Bei Arbeitnehmern, die für die Ausfall- 
stunden Leistungslohn (Akkordlohn) erhalten 
hätten, tritt an die Stelle des Arbeitsentgelts im 
Sinne des § 68 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 das Arbeits- 
entgelt, das sie in den letzten mindestens drei- 
zehn Wochen umfassenden Lohnabrechnungs- 
zeiträumen vor dem ersten Arbeitsausfall in der 
Schlechtwetterzeit durchschnittlich in der Ar- 
beitsstunde erzielt haben. Ist eine Berechnung 
danach nicht möglich, so ist das durchschnittliche 
Arbeitsentgelt eines gleichartig Beschäftigten 
zugrunde zu legen. 

(3) Bei der Bemessung des Schlechtwettergel- 
des bleibt ein Zuschlag zum Lohn im Sinne des 
§ 83 Abs. 2 Satz 2 außer Betracht. 

(4) Zum Schlechtwettergeld wird für jede Aus- 
fallstunde ein Zuschlag von fünf vom Hundert 
des jeweils geltenden Bundesecklohnes im Sinne 
des Bundesrahmentarifvertrages für das Bauge- 
werbe gewährt; der Zuschlag ist auf volle Deut- 
sche Pfennig aufzurunden. 


§87 

Für die Gewährung von Schlechtwettergeld 
gelten die Vorschriften der §§ 71, 100 Abs. 2, 
des § 116 Abs. 1 sowie der §§ 119 bis 121 und 
132 entsprechend. 

§ 88 

(1) Die Anzeige nach § 84 Abs. 1 Nr. 3 ist 
vom Arbeitgeber dem Arbeitsamt zu erstatten, 
in dessen Bezirk die Baustelle liegt. Wird die 
Anzeige vom Arbeitgeber nicht unverzüglich er- 
stattet, so kann die Betriebsvertretung sie er- 
statten. 

(2) Das Schlechtwettergeld wird auf Antrag 
gewährt. Der Antrag ist vom Arbeitgeber unter 
Beifügung der Stellungnahme der Betriebsver- 
tretung bis zum Ablauf einer Ausschlußfrist von 
drei Monaten nach dem Ende der Schlechtwet- 
terzeit bei dem für die Baustelle zuständigen 
Arbeitsamt zu stellen. Absatz 1 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(3) Arbeitgeber, in deren Betrieb Schlecht- 
wettergeld gewährt wird, haben während der 
Schlechtwetterzeit für jeden Arbeitstag Auf- 
zeichnungen über die auf der Baustelle geleiste- 
ten Arbeitsstunden zu führen und diese Auf- 
zeichnungen zwei Jahre aufzubewahren. 

(4) Im übrigen gilt für das Verfahren § 72 
Abs. 3 und 4 entsprechend, 

§ 89 

Trägt der Arbeitgeber nach § 83 Abs. 2 Satz 1 
einen Anteil des Schlechtwettergeldes und des 
Zuschlages nach § 86 Abs. 4, so kann das 
Arbeitsamt von dem Arbeitgeber verlangen, daß 
er bei der Auszahlung des Schlechtwettergeldes 
und des Zuschlages den Teil der Leistungen, der 
diesem Anteil entspricht, aus eigenen Mitteln 
zahlt. Für Ansprüche der Bundesanstalt, die 
nicht nach Satz 1 erfüllt werden, gilt § 61 Nr. 1 
der Konkursordnung entsprechend. 

§ 90 

Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung 
das Nähere über das Verfahren bei der Durch- 
führung der §§83 bis 89. Sie kann ferner be- 
stimmen, daß 

1. abweichend von § 84 Abs. 1 Nr. 3 der Ar- 
beitsausfall nicht unverzüglich oder nicht 
täglich dem Arbeitsamt anzuzeigen ist, 

2. abweichend von § 88 Abs. 2 der Antrag bei 
dem Arbeitsamt zu stellen ist, in dessen 
Bezirk die für die Baustelle zuständige Lohn- 
stelle des Betriebes liegt." 

4. In § 95 Abs. 3 werden die Worte „§ 90 Satz 2" 
ersetzt durch die Worte „§ 82 Abs. 1 Satz 2". 
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5. In § 118 Nr. 2 wird das Wort „Hausgeld," ge- 
strichen. 

6. In § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b Satz 2 werden 
die Worte „die Beschäftigung eines Ehegatten 
durch den anderen" gestrichen. 

7. In § 136 Abs. 3 werden die Worte „drei Jahren" 
ersetzt durch die Worte „einem Jahr". 

8. § 157 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Der Berechnung der Beiträge werden 
der für Versicherte mit sofortigem Anspruch 
auf Krankengeld geltende Beitragssatz der 
Krankenkasse und die jeweiligen Summen 
der in § 155 Abs. 1 genannten Leistungen 
zugrunde gelegt, die an die Mitglieder der 
Krankenkasse tatsächlich ausgezahlt worden 
sind. Die einzelnen Summen sind jeweils mit 
den Verhältniszahlen nach Absatz 3 zu ver- 
vielfachen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung setzt durch Rechtsverordnung 
die Verhältniszahlen nach Absatz 2 Satz 2 
fest. Er hat von den Verhältnissen der jewei- 
ligen Mittel der in den Tabellen zu den 
§§ 44, 112 und 136 genannten Leistungsbe- 
träge zu den für ihre Bemessung maßgeb- 
lichen Arbeitsentgelten auszugehen; dabei 
sind die Schichtungen der Einheitslöhne und 
die Familienzuschläge zu berücksichtigen. 
Die Verhältniszahlen sind auf volle Hundert- 
stel aufzurunden. Bei gesetzlichen Änderun- 
gen, die sich auf die Verhältniszahlen aus- 
wirken, sind diese für die Zeit nach Inkraft- 
treten der gesetzlichen Änderungen neu fest- 
zusetzen. " 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden hinter den Wor- 
ten „eines Forderungsüberganges nach" die 
Worte „§ 103 Abs. 2 Satz 3 und" eingefügt. 

9. § 163 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „77" durch die 
Zahl „86" ersetzt und Satz 2 wie folgt ge- 
faßt: 

„Ein höherer Betrag als der für den Lohn- 
abrechnungszeitraum geltende höchste 
Grundlohn der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung darf nicht zugrunde gelegt wer- 
den." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Den Teil des Beitrages, der für den 
Unterschiedsbetrag zwischen tatsächlich er- 
zieltem Arbeitsentgelt und dem der Beitrags- 
bemessung nach Absatz 1 zugrunde zu legen- 
den Arbeitsentgelt zu zahlen ist, trägt der 
Arbeitgeber; dies gilt auch, wenn kein Ar- 
beitsentgelt erzielt wird. Die Bundesanstalt 


erstattet dem Arbeitgeber auf Antrag die 
Hälfte seiner Aufwendungen für Empfänger 
von Kurzarbeitergeld; für die Antragstellung 
gilt die Ausschlußfrist des § 72 Abs. 2 Satz 4 
entsprechend. Die Sätze 1 und 2 sind nur an- 
zuwenden, soweit nach der Reichsversiche- 
rungsordnung oder dem Reichsknappschafts- 
gesetz eine Pflicht, Beiträge zur Krankenver- 
sicherung für den Lohnabrechnungszeitraum 
nach Absatz 1 Satz 2 zu entrichten, nicht be- 
steht. Im übrigen bleiben die Vorschriften 
des § 381 der Reichsversicherungsordnung 
und der §§ 117, 118 des Reichsknappschafts- 
gesetzes über die Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung unberührt." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat ein Empfänger von Schlechtwet- 
tergeld gegen seinen Arbeitgeber für die 
Ausfallstunden Anspruch auf Arbeitsentgelt, 
das neben dem Schlechtwettergeld zu zahlen 
ist (§ 85 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2), so bemißt sich 
der Beitrag abweichend von den Absätzen 1 
und 2 nach dem Arbeitsentgelt unter Hinzu- 
rechnung des Schlechtwettergeldes und des 
Zuschlages nach § 86 Abs. 4. § 381 der 
Reichsversicherungsordnung und §§ 117, 118 
des Reichsknappschaftsgesetzes gelten ent- 
sprechend. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn ein Empfänger von Schlechtwettergeld 
für die Ausfallstunden nur Anspruch auf ver- 
mögenswirksame Leistungen hat." 

10. § 164 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „Kranken- 
oder Hausgeld" ersetzt durch das Wort 
„Krankengeld", 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 163 Abs. 3 wird 
das Krankengeld abweichend von Absatz 1 
nach dem Arbeitsentgelt unter Hinzurech- 
nung des Schlechtwettergeldes berechnet. 
Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend." 

11. a) Die Überschrift vor § 166 erhält folgende 

Fassung: 

„4. Rentenversicherung der Empfänger von 
Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld". 

b) Dem § 166 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hat ein Empfänger von Schlechtwet- 
tergeld gegen seinen Arbeitgeber für die 
Ausfallstunden Anspruch auf Arbeitsentgelt, 
das neben dem Schlechtwettergeld zu zahlen 
ist (§ 85 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2), so bemißt sich 
der Beitrag zur Rentenversicherung nach 
dem Arbeitsentgelt unter Hinzurechnung des 
Schlechwettergeldes und des Zuschlages nach 
§ 86 Abs. 4. § 1385 der Reichsversicherungs- 
ordnung und § 130 des Reichsknappschafts- 
gesetzes gelten entsprechend. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht, wenn ein Empfänger von 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/2689 


Sdileditwettergeld für die Ausfallstunden 
nur Anspruch auf vermögenswirksame Lei- 
stungen hat. " 

12. § 169 Nr. 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) sie nicht nach Artikel 4 § 2 des Zwei- 
ten Krankenversicherungsänderungsgeset- 
zes vom 21. Dezember 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1770) von der Krankenversiche- 
rungspflicht befreit worden wären/. 

13. Dem § 191 Abs. 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Der Vorstand und die Verwaltungsausschüsse 
sollen Ausschüsse zur Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft bilden. 
Diese haben im Zusammenwirken mit den zu- 
ständigen Stellen des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden darauf hinzuwirken, daß Bau- 
aufträge der öffentlichen Hand sowie des öffent- 
lich geförderten und steuerbegünstigten Woh- 
nungsbaues in angemessenem Umfang während 
der Schlechtwetterzeit durchgeführt werden. 
Bauherren, die Bauaufträge im Sinne des Sat- 
zes 4 vergeben, sollen dem zuständigen Aus- 
schuß auf Verlangen die erforderlichen Aus- 
künfte über die Planung, Vergabe und Durch- 
führung der Bauaufträge erteilen." 

14. § 230 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 2 werden die Worte „§ 79 Abs. 5" 
durch die Worte „§ 88 Abs. 4" ersetzt. 

b) Nr, 3 erhält folgende Fassung: 

„3. entgegen § 81 Abs. 2 Satz 3 oder ent- 
gegen § 88 Abs, 3 Aufzeichnungen über 
die geleisteten Arbeitsstunden nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig führt 
oder diese Aufzeichnungen nicht aufbe- 
wahrt." 

15. In § 231 Abs. 1 wird Nummer 3 gestrichen. 

16. In § 235 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „§ 77 
Abs. 2" ersetzt durch die Worte „§ 86 Abs. 1". 

17. In § 237 werden die Worte „§ 74 Abs. 2, § 82 
Abs. 4, § 85 Abs. 3" ersetzt durch die Worte 
„§ 76 Abs. 2, § 79 Abs. 3, § 83 Abs. 2". 

18. § 238 erhält folgende Fassung: 

«§ 238 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zum Ablauf eines 
jeden Jahres, erstmalig zum 31. Dezember 1973, 
letztmalig zum 31. Dezember 1980, zu berichten, 
welchen Umfang die Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft nach 
diesem Gesetz erreicht und welche arbeits- 
marktpolitischen, sozialpolitischen und volks- 
wirtschaftlichen Auswirkungen sie in der Be- 


richtszeit gehabt hat. Der Bericht soll Angaben 
über die Bauausgaben von Bund, Ländern und 
Gemeinden für die Schlechtwetterzeit enthal- 
ten." 

19. § 242 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 16 erhält folgende Fassung: 

„(16) Bis zum Inkrafttreten einer Rechts- 
verordnung nach § 76 Abs. 2 bleibt § 2 der 
Achten Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (Verordnung zu 
§§ 121, 127, 143 d, 143 g und 143 n AVAVG) 
vom 9. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 720), zuletzt geändert durch die Fünfte 
Verorclnung zur Änderung und Ergänzung 
der Achten Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 22. Oktober 

1968 (Bimdesgesetzbl. I S. 1101), in Kraft, 
soweit § 75 Abs. 1 nicht entgegensteht. Er 
ist auch auf die Produktive Winterbauförde- 
rung anzuwenden. " 

b) Absatz 17 erhält folgende Fassung: 

„(17) Bis zum Inkrafttreten von Anord- 
nungen nach § 82 Abs. 1 und 3 bleibt die 
Anordnung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeit über sonstige Leistun- 
gen an Unternehmen und Arbeitnehmer des 
Baugewerbes zur Förderung der ganzjähri- 
gen Beschäftigung vom 9. September 1969 
(Amtliche Nachrichten der Bimdesanstalt für 
Arbeit 1969 S. 736), zuletzt geändert durch 
die Anordnung des Verwaltimgsrates der 
Bundesanstalt für Arbeit vom 30. Juni 1971 
(Amtliche Nachrichten der Bimdesanstalt für 
Arbeit 1971 S. 486), in Kraft, soweit die 
§§77 imd 80 nicht entgegenstehen. Bis zum 
Inkrafttreten einer Anordnung nach § 82 
Abs. 2 bleibt die Anordnung des Verwal- 
tungsrates der Bundesanstalt für Arbeit über 
das Verfahren bei der Gewährung von Pro- 
duktiver Winterbauförderung vom 9. Sep- 
tember 1969 (Amtliche Nachrichten der Bun- 
desanstalt für Arbeit 1969 S. 735) in Kraft." 

c) Absatz 18 erhält folgende Fassimg: 

„(18) Bis zum Inkrafttreten einer Anord- 
nung nach § 90 bleibt die Anordnung des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Ar- 
beit über das Verfahren bei der Gewährung 
von Schlechtwettergeld vom 9. September 

1969 (Amtliche Nachrichten der Bundes- 
anstalt für Arbeit 1969 S. 734) in Kraft." 

20. In der Anlage zu § 68 Abs. 4 und § 77 Abs. 2 
werden die Worte „§ 77 Abs. 2" jeweils durch 
die Worte „§ 86 Abs. 1" ersetzt. 

Artikel 2 

Bis zum Inkrafttreten einer Rechtsverordnung 
nach § 79 Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes in 
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der Fassung dieses Gesetzes beträgt der Förderungs- 
satz für den Mehrkostenzuschuß je Arbeitsstunde: 

1 . im Hochbau 

a) für den Rohbau 1,50 Deutsche Mark, 

b) für den Ausbau 0,60 Deutsche Mark? 

2. im Tiefbau 

a) für die Herstellung von Versorgungsleitun- 
gen im Rahmen von Erschließungsarbeiten im 
Straßenbau 2,70 Deutsche Mark, 

b) für Brückenbauten und sonstige Ingenieur- 
bauten 2,40 Deutsche Mark, 

c) für den Tunnel- und Untergrundbahn-Bau 
(offene Bauweise) 1,20 Deutsche Mark, 

d) für den Ausbau 0,60 Deutsche Mark; 

3. für sonstige Arbeiten 1,20 Deutsche Mark. 

Artikel 3 

Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften 
verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet wer- 
den. die durch dieses Gesetz geändert werden, treten 
an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften oder 
Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 83 
Abs, 1 Nr. 1 und Absatz 2 sowie des § 86 Abs. 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes in der Fassung des Arti- 
kels 1 Nr. 3 und des § 157 Abs. 2 und 3 des Arbeits- 
förderungsgesetzes in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 8 dieses Gesetzes am 1. Januar 1972 in Kraft. 

(2) § 157 Abs. 2 und 3 des Arbeitsförderungsge- 
setzes in der Fassung des Artikels 1 Nr. 8 dieses 
Gesetzes tritt mit Wirkung vom 1. April 1971 in 
Kraft. 

(3) § 83 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 sowie § 86 
Abs, 2 des Arbeitsförderungsgesetzes in der Fassung 
des Artikels 1 Nr. 3 dieses Gesetzes treten am 
1. November 1972 in Kraft. Bis zum Inkrafttreten 
dieser Vorschriften sind § 74 Abs. 1 Nr. 1 und § 77 
Abs. 2 zweiter Halbsatz des Arbeitsförderungsge- 
setzes in der bisherigen Fassung anzuwenden. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1 . 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über er- 
gänzende Initiativen zur Begrenzung des Miet- 
anstiegs und zur Verbesserung des Mietrechts vom 
4. Dezember 1970 (Drucksache VI/1549, S. 18) eine 
Neuordnung der Vorschriften des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes über die Förderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft angekündigt. Als 
Ziele der Neuordnung werden eine Steigerung der 
Bauproduktion im Winter und damit eine gleich- 
mäßigere Verteilung der Bautätigkeit auf alle Jah- 
reszeiten, eine stärkere Ausnutzung der Baukapazi- 
täten in der witterungsungünstigen Jahreszeit und 
eine sich daraus ergebende Ausweitung des Ange- 
bots an Bauleistungen genannt. Daneben tritt als 
hervorragendes sozialpolitisches Ziel eine Siche- 
rung des Lohnes der Arbeitnehmer des Baugewer- 
bes während des ganzen Jahres, Erst ein gesicherter 
Jahreslohn wird nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die ganzjährige Beschäftigung in der Bau- 
wirtschaft gewährleisten. 

II. 

In den Wintern 1959/60 bis 1970/71 sind etwa 380 
Millionen Ausfalltage angezeigt worden. Wissen- 
schaftliche Untersuchungen haben ergeben, daß 
etwa zwei Drittel dieser Ausfalltage bei Einsatz von 
Wetterschutzvorrichtungen produktiv nutzbar ge- 
wesen wären. 

Der allwinterliche Stillstand im Baugewerbe belastet 
die Volkswirtschaft. Er hemmt das wirtschaftliche 
Wachstum, schwächt die Konsumkraft der Bauarbei- 
ter und mindert das Steueraufkommen sowie das 
Beitragsaufkommen der Sozialversicherung. Bei den 
Baubetrieben entstehen Mehrkosten durch die im 
Sommer zu starke und im Winter zu geringe Aus- 
lastung der Baukapazitäten; das führt zu uner- 
wünschten Preisentwicklungen. Ähnliches gilt für die 
Baustoffindustrie. Termine für die Fertigstellung 
von Bauten können oft nicht oder nur mit erhöhtem 
Kostenaufwand eingehalten werden. Der Arbeits- 
markt wird im Bausektor durch eine übermäßige 
Nachfrage nach Arbeitskräften im Sommer, der 
eine Unterbeschäftigung im Winter gegenübersteht, 
erheblich gestört. Der Beruf des Bauarbeiters ver- 
liert an Attraktivität, was sich in einer zunehmen- 
den Abwanderung und in einem bereits bedroh- 
lichen Nachwuchsmangel zeigt. Die Bundesanstalt 
für Arbeit wird mit Ausgaben für Schlechtwetter- 
geld belastet, die um ein Vielfaches höher liegen 
als das Beitragsaufkommen der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber der Bauwirtschaft. 

Schon das Arbeitsförderungsgesetz hat mit der Ein- 
führung der Produktiven Winterbauförderung die 


Voraussetzungen für eine verstärkte Winterbau- 
tätigkeit maßgeblich verbessert. Zahlreiche Bau- 
unternehmer haben die Vorteile dieser Förderung 
bereits in den Wintern 1969/70 und 1970/71 kennen- 
gelernt. Eine große Zahl von Bauunternehmern hat 
sich jedoch in diesen beiden ersten Wintern nach 
dem Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes 
noch nicht zu dem vom Gesetzgeber angestrebten 
Winterbau entschließen können. 

III. 

Der Entwurf sieht eine Verbesserung der Förde- 
rungsleistungen der Bundesanstalt vor. Die Förde- 
rungsleistungen werden außerdem so umgestaltet, 
daß sie der Winterpause in der Bauwirtschaft mit 
ihren vielfältigen Nachteilen aller Voraussicht nach 
erheblich stärker entgegenwirken werden als die 
geltende Regelung. 

1. Der Entwurf faßt die bisherigen Zuschüsse zu 
den in der Förderungszeit geleisteten Arbeits- 
stunden und die sonstigen Leistungen an Unter- 
nehmen und Arbeitnehmer des Baugewerbes 
zusammen und stellt diese produktionsfördern- 
den Leistungen als Produktive Winterbauförde- 
rung in neuem Sinne dem Schlechtwettergeld 
voran. 

Innerhalb der neuen Produktiven Winterbau- 
förderung nehmen die Zuschüsse für Winterbau- 
Investitionen entsprechend ihrer Bedeutung für 
den Winterbau den ersten Rang ein. Auf diese 
Zuschüsse soll nunmehr ein Rechtsanspruch be- 
stehen. Die nähere Ausgestaltung der Regelung 
wird — wie bisher — weitgehend der Rechtset- 
zungsbefugnis der Bundesanstalt für Arbeit über- 
lassen. 

Die Zuschüsse zu den sonstigen Mehrkosten des 
Bauens in der witterungsungünstigen Jahreszeit 
— diese Produktive Winterbauförderung des 
geltenden Rechts soll in Zukunft „Mehrkosten- 
zuschuß“ heißen — können alternativ auch von 
dem Bauherrn in Anspruch genommen werden. 
Von dieser Regelung werden weitere Impulse 
zugunsten des Winterbaus erwartet, insbeson- 
dere bei den gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen. Die Förderungszeit beträgt nunmehr 
drei Monate. Eine Mindestzahl von Arbeitsstun- 
den in der Förderungszeit ist nicht mehr Vor- 
aussetzung für den Zuschuß. Das Risiko, bei An- 
zeige von witterungsbedingtem Arbeitsausfall in 
der Förderungszeit den gesamten Zuschuß zu 
verlieren, wird beseitigt. Auf eine Frist für den 
Anerkennungsantrag wird verzichtet. 

Die Zuschüsse an Bauarbeiter für Winterschutz- 
kleidung werden entsprechend ihrer Bedeutung 
für den Winterbau zu Pflichtleistungen der Bun- 
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desanstalt ausgestaltet. Daneben können für 
witterungsbedingte Mehrkosten Trennungsbei- 
hilfen und Fahrkostenzusdiüsse gewährt wer- 
den. 

2. Das Schlechtwettergeld, das nunmehr als sub- 
sidiäre Winterbau-Förderungsleistung erscheint, 
bezweckt, die Beschäftigungsverhältnisse der 
Bauarbeiter bei unvermeidbaren witterungsbe- 
dingten Unterbrechungen der Bautätigkeit auf- 
rechtzuerh alten. 

Der Entwurf übernimmt die von der Bundes- 
anstalt für Arbeit geforderte sogenannte „In- 
teressenquote" der Bauunternehmer, d. h. die 
Bauunternehmer sollen mit einem Teil des 
Schlechtwettergeldes belastet werden (dreißig 
vom Hundert). Die Arbeitgeber sollen künftig 
auch die vollen Krankenversicherungsbeiträge 
für Bezieher von Schlechtwettergeld tragen. Da- 
mit werden die Arbeitgeber an den erheblichen 
Kosten der witterungsbedingten Arbeitsausfälle 
stärker als bisher beteiligt. Die Bundesregierung 
erwartet davon gleichzeitig einen zusätzlichen 
Anreiz zum Winterbau, mit dem der Arbeitgeber 
diese Belastungen vermeiden kann. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung soll unter bestimmten Umständen durch 
Rechtsverordnung bestimmen können, daß die 
Interessenquote entfällt. Voraussetzung dafür 
ist, daß die Bauunternehmer ihren Arbeitneh- 
mern wenigstens in den Monaten Januar und 
Februar einen Winterzuschlag von mindestens 
einem Fünftel des Lohnes je Arbeitsstunde zah- 
len. Er kann damit einer Verbesserung der Ein- 
kommenslage der Arbeitnehmer in den Winter- 
monaten und einer Verstärkung des Anreizes 
für Arbeitnehmer, auch an witterungsungünsti- 
gen Tagen zu arbeiten, gegenüber den oben 
bezeichneten Zielen der Interessenquote den 
Vorrang einräumen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Arbeitgeber die Belastung durch die Interessen- 
quote durch verstärkten Winterbau weitgehend 
vermeiden können. Die Kosten eines eventuel- 
len Winterzuschlags zum Lohn lassen sich durch 
überbetrieblichen Ausgleich auf das ganze Jahr 
umlegen. Daher brauchen weder die Interessen- 
quote noch der Lohnzuschlag zu einer Verteue- 
rung der Bauleistungen in der Schlechtwetterzeit 
zu führen. Die Beteiligung aller Bauunternehmer 
an den Gesamtkosten des Lohnzuschlages durch 
überbetrieblichen Ausgleich wird vielmehr einen 
so starken Anreiz zur Bauproduktion im Winter 
auslösen, daß mittelfristig mit einem kräftigen 
Anstieg der Bauleistungen und entsprechenden 
Kosteneinsparungen durch gleichmäßigere Ka- 
pazitätsauslastung gerechnet werden kann. 

Die Gewährung von Schlechtwettergeld soll 
künftig — entsprechend der Regelung beim Kurz- 
arbeitergeld — nur bei unvermeidbaren Arbeits- 
ausfällen zulässig sein. Vom Bauunternehmer 
wird erwartet, daß er den Arbeitsausfall durch 
Verwendung von nach Art der Bauarbeiten, den 
klimatischen Verhältnissen und dem Stand der 
technischen Entwicklung „angemessenen" Schutz- 


vorkehrungen zu vermeiden sucht. Danach wer- 
den in jedem Falle zumindest solche Schutzvor- 
kehrungen verlangt werden müssen, die keinen 
besonderen Aufwand erfordern und mit denen 
schon heute jeder Baubetrieb ausgestattet sein 
sollte (zum Beispiel Schutzkleidung für die Bau- 
arbeiter, Fensterschutz und Heizvorrichtungen 
für die Baustelle, Planen zum Abdecken des Bau- 
materials). Bereits bei der Einführung des 
Schlechtwettergeldes im Jahre 1959 waren alle 
Beteiligten davon ausgegangen, daß die Gewäh- 
rung dieser Leistung ein Mindestmaß an aktiver 
Bereitschaft des Bauunternehmers, auch bei un- 
günstigem Wetter zu bauen, voraussetzt. Die 
Rechtsanwendung hat jedoch keine Folgerungen 
gezogen, wenn es an dieser Bereitschaft erkenn- 
bar mangelte. Der Entwurf enthält daher ge- 
nauere Vorschriften darüber, unter welchen Vor- 
aussetzungen ein Arbeitsausfall als unvermeid- 
bar im Sinne der Schlechtwettergeldregelung zu 
gelten hat: Die Beeinträchtigung durch das Wet- 
ter muß so stark sein, daß die Arbeit auch bei 
Verwendung von angemessenen Schutzvorkeh- 
rungen ausfallen muß. 

3. Der Winter Zuschlag zum Lohn, durch den die 
Bauwirtschaft die Interessenquote ablösen kann, 
wäre bereits ein wesentlicher Schritt zum ge- 
sicherten Jahreseinkommen des Bauarbeiters. 
Darüber hinaus hält sich der Entwurf in den 
Vorschriften über die Berücksichtigung von Ar- 
beitsentgelt (§ 85 Abs. 1 Nr. 2) und die Sozial- 
versicherung der Schlechtwettergeldbezieher 
(§ 163 Abs. 3, § 164 Abs. 4 und § 166 Abs. 4) für 
eine etwaige künftige Vereinbarung der Tarif- 
vertragsparteien offen, die dem Bauarbeiter An- 
spruch gegen den Bauunternehmer auf Arbeits- 
entgelt für witterungsbedingte Ausfallstunden 
einräumt. Denn erst mit einer derartigen tarif- 
vertraglichen Regelung würde die volle arbeits- 
und versicherungsrechtliche Gleichstellung der 
Bauarbeiter mit den Arbeitnehmern der statio- 
nären Industrie erreicht werden. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 

Der Entwurf gleicht die Meldepflicht für Bezieher 
von Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld an 
diejenige der Bezieher von Arbeitslosengeld an. Da- 
mit werden die bisherigen Sonderregelungen des 
§ 72 Abs. 5 und des § 79 Abs. 4 AFG entbehrlich. 

Zu Nummer 2 

a) § 72 Abs. 3 Satz 3 AFG sieht bei Beziehern von 
Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld, deren 
Ehegatten sich im Ausland aufhalten, für die 
Gewährung des Familienzuschlages eine Beschei- 
nigung des Arbeitsamtes darüber vor, daß die 
Voraussetzungen für die Gewährung des Fami- 
lienzuschlages erfüllt sind. Das Verfahren zur 
Ausstellung der Bescheinigung hat sich als um- 
ständlich und arbeitsaufwendig erwiesen. Für 
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die Errechnung des Familienzuschlages soll daher 
in Zukunft wie bei anderen Arbeitnehmern die 
Eintragung des Vermerks „verheiratet" auf der 
Lohnsteuerkarte genügen. 

b) Wegen der Streichung des Absatzes 5 vgl. die Be- 
gründung zu Nummer 1. 

Zu Nummer 3 

Zu § 74 

Die Vorschrift stellt dem Unterabschnitt einen Über- 
blick über die Ziele der darin geregelten Förderungs- 
leistungen voran. Die Bundesanstalt für Arbeit wird 
verpflichtet, die Durchführung der folgenden Vor- 
schriften auf diese Ziele auszurichten. Diese Ver- 
pflichtung gewinnt ihre besondere Bedeutung beim 
Erlaß der Anordnungen nach § 82. 

Zu § 75 

Absatz 1 

Die Vorschrift, die mehrere gesetzliche Begriffe defi- 
niert, ist neu. Der Begriff „Arbeitgeber des Bauge- 
werbes" umfaßt auch Zusammenschlüsse mehrerer 
Personen, etwa zu Arbeitsgemeinschaften; er setzt — 
anders als der Begriff „Betrieb des Baugewerbes" — 
nicht voraus, daß Bauleistungen auf dem Baumarkt 
überwiegend angeboten werden. Die Bestimmung 
des baugewerblichen Betriebes lehnt sich an die 
Begriffsbestimmung des Bundesrahmentarifvertrages 
für das Baugewerbe an; sie schließt diejenigen Ar- 
beiten aus, die nicht herkömmlicherweise vom Bau- 
gewerbe verrichtet werden. Die Gleichstellung der 
Betriebsabteilung mit dem Betrieb bedeutet, daß 
baugewerbliche Betriebsabteilungen fachfremder Be- 
triebe in die Förderung einbezogen, dagegen fach- 
fremde Betriebsabteilungen baugewerblicher Be- 
triebe in die Förderung nicht einbezogen sind. Der 
Begriff „Bauleistungen" ist umfassend zu verstehen; 
beispielsweise gehören hierzu auch Arbeiten zur 
Einrichtung der Baustelle und Ausbauarbeiten. 

Absatz 2 

Die Förderungszeit für den Mehrkostenzuschuß wird 
auf die Zeit vom 16. Dezember bis 15. März erwei- 
tert; nach einer Durchschnittsberechnung der fünf 
Winter von 1966/67 bis 1970/71 fielen in diesen Zeit- 
raum mehr als 79 vom Hundert der Gesamtzahl der 
Ausfalltage. Für die Schlechtwetterzeit hält der Ent- 
wurf an dem Zeitraum vom 1. November bis 31. März 
fest. 

Zu § 76 

Absatz 1 

Auf die wichtigsten Leistungen der Bundesanstalt 
für Arbeit zur Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung in der Bauwirtschaft soll nunmehr ein Rechts- 
anspruch bestehen; nach geltendem Recht trifft dies 
nur auf das Schlechtwettergeld und die bisherige 
Produktive Winterbauförderung zu. Die Vorschrift 
bestimmt den Kreis der anspruchsberechtigten Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer des Baugewerbes. 


Absatz 2 

Die Vorschrift nennt die Voraussetzungen, unter 
denen der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung Betriebe des Baugewerbes in die Förderung 
einbeziehen kann. Bis zum Inkrafttreten der Rechts- 
verordnung gilt das bisherige Recht fort (§ 242 
Abs. 16). Satz 1 zweiter Halbsatz eröffnet die Mög- 
lichkeit, auch solche Betriebe des Baugewerbes in 
die Produktive Winterbauförderung einzubeziehen, 
in denen Schlechtwettergeld nicht gewährt wird (zum 
Beispiel bestimmte Betriebe des Ausbaugewerbes). 
Der Ausschluß der in Satz 3 genannten Betriebe be- 
deutet eine Beschränkung der Förderung auf die 
baugewerblichen Betriebe, die am erdverbundenen 
Bauwerk arbeiten. Der bisherige Ausschluß der Be- 
triebe, die „nicht überwiegend bauliche Leistungen 
an Baustellen erbringen", wird aus dem geltenden 
Recht nicht übernommen; diese Vorschrift hat sich 
in der Praxis als eine starke Einschränkung des 
Kreises der förderungsfähigen Betriebe erwiesen. 

Zu § 77 

Absatz 1 

Während auf die Zuschüsse für Winterbau-Investi- 
tionen nunmehr ein Rechtsanspruch besteht, ist die 
den Zuschuß unter Umständen ergänzende Förde- 
rung durch Darlehen wie bisher eine Kann-Leistung 
der Bundesanstalt. Die Zweckbindung der Leistungen 
hat zur Folge, daß diese nur von solchen baugewerb- 
lichen Arbeitgebern in Anspruch genommen werden 
können, die bereit und nach Beschaffung der erfor- 
derlichen Winterbauausrüstung in der Lage sind, 
Winterbau zu betreiben. Kleinmaterial (zum Beispiel 
Befestigungsmaterial, Lötlampen, Thermometer, 
Tauchsieder u, ä.) ist von der Förderung ausgenom- 
men; die niedrigen Anschaffungskosten für diese 
Geräte machen eine Förderung überflüssig. 

Absatz 2 

Die Vorschriften setzen den Rahmen fest, innerhalb 
dessen die Leistungen nach Absatz 1 zu gewähren 
sind. Die nähere Regelung obliegt der Reditset- 
zungsbefugnis der Bundesanstalt. 

Der Zuschuß soll für Geräte, die für den Winterbau 
von entscheidender Bedeutung sind, höher sein als 
für sonstige Geräte. Kleinbetriebe können verstärkt 
gefördert werden; damit soll der Winterbau auch 
solchen Baubetrieben finanziell ermöglicht werden, 
die hierfür wegen der bei ihnen bisher noch fehlen- 
den Ausstattung besonders hohe Aufwendungen bei 
geringen eigenen Finanzierungsmöglichkeiten zu er- 
bringen haben. Die Bundesanstalt kann in ihrer An- 
ordnung die Kleinbetriebe von anderen Betrieben 
nach dem Personalbestand, nach dem Investitions- 
aufwand oder nach anderen Gesichtspunkten ab- 
grenzen. 

Zu § 78 

Absatz 1 

Wie nach geltendem Recht besteht auf die Zuschüsse 
zu den in der Förderungszeit geleisteten Arbeits- 


11 



Drucksache VI/2689 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


stunden ein Rechtsanspruch. Diese Leistung, die der 
Entwurf „Mehrkostenzuschuß" nennt, entspricht der 
bisherigen Produktiven Winterbauförderung. Unter 
den gleichen Voraussetzungen, unter denen der 
Bauunternehmer den Mehrkostenzuschuß in An- 
spruch nehmen kann, steht der Zuschuß dem Bau- 
herrn zu, wenn dieser die Winterbau-Mehrkosten 
trägt und der Bauunternehmer — etwa im Vertrag 
mit dem Bauherrn — auf den Zuschuß verzichtet. 

Absatz 2 

Der Entwurf halt an der Grundvoraussetzung für die 
bisherige Produktive Winterbauförderung fest: Die 
Bauarbeiter, die Baustelle, das Bauwerk und die Bau- 
materialien müssen ausreichend gegen ungünstige 
Witterungseinflüsse geschützt sein. Diese Anforde- 
rungen sind strenger als diejenigen der Arbeits- 
schutz-Verordnung für Winterbaustellen vom 
1. August 1968, die nur die winterfeste Herrichtung 
des Arbeitsplatzes oder Schutzkleidung für die Bau- 
arbeiter fordert. Wie bisher ist der Begriff „Bau- 
stelle" im Sinne des Baustellenbereichs zu verstehen. 

Absatz 3 

Die Vorschrift der Nummer 1 ersetzt den § 82 Abs. 3 
Satz 1 AFG. Insbesondere wurde der globale Förde- 
rungsausschluß der Arbeiten, die „aus anderen Grün- 
den begonnen oder fortgeführt werden müssen", 
als unbefriedigend empfunden. Nach der Neufassung 
kommt es darauf an, ob Art und Zweck der Bau- 
arbeiten die sichere Vermutung begründen, daß die 
Arbeiten auch ohne Förderung fortgeführt würden 
(zum Beispiel Bauarbeiten in Katastrophenfällen, 
aber auch gewisse gewerbliche Bauten). In diesen 
Fällen bedarf es keines finanziellen Anreizes zum 
Winterbau durch die Bundesanstalt. 

Zu § 79 

Absatz 1 

Die Regelung des § 86 Abs. 1 Satz 1 AFG hat in den 
Wintern 1969/70 und 1970/71 in einer großen Zahl 
von Fällen zur Ablehnung der Förderung geführt, 
weil die Anerkennungsanträge nicht fristgerecht ge- 
stellt worden waren. Absatz 1 verzichtet nunmehr 
auf eine Frist; er läßt in Fällen, in denen der Antrag 
erst in der Förderungszeit gestellt wird, die Förde- 
rung — in Anlehnung an die Regelung für das 
Kurzarbeitergeld (vgl. § 66 AFG) — vom Tage der 
Antragstellung an zu. 

Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht dem § 85 Abs. 1 AFG. 

Absatz 3 

Die Verordnungsermächtigung beruht auf der Er- 
wägung, daß der Mehrkostenzuschuß künftig zur 
teilweisen Abgeltung der Winterbau-Mehrkosten 
betimmt ist, die nicht schon durch die Leistungen 
nach § 77 abgedeckt sind oder die dem Bauunter- 
nehmer als Lohnausgleich, Interessenquote, Lohnzu- 
schlaq, Krankenversicherungs- oder Rentenversiche- 
rungsbeiträge entstehen. Dieser engere Zweck des 
Mehrkostenzuschusses macht eine Neuberechnung 


durch Sachverständige notwendig, die dabei gleich- 
zeitig die Preisentwicklung der letzten Jahre zu be- 
rücksichtigen haben. Bei der Neuberechnung sind 
u. a. auch die Auf- und Abbaukosten für Winter- 
baueinrichtungen sowie die Kosten für Nebenlei- 
stungen zu berücksichtigen. Ein Drittel der Mehr- 
kosten bildet die untere, zwei Drittel sind die obere 
Grenze für die Förderungssätze. Der Entwurf geht 
davon aus, daß — wie bisher — für unterschiedliche 
Arbeiten auch unterschiedliche Förderungssätze fest- 
gesetzt werden. Satz 3 trägt dem Umstand Rechnung, 
daß in den klimatisch besonders benachteiligten Ge- 
bieten höhere Winterbau-Mehrkosten (zum Beispiel 
für die Beheizung der Baustelle und für die Schnee- 
räumung) anfallen als in anderen Gebieten; ob der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung von 
dieser Vorschrift Gebrauch machen wird, hängt u. a. 
von dem Ergebnis von Untersuchungen über die 
praktischen Möglichkeiten einer Differenzierung der 
Förderung nach Klimazonen und über die Erfahrun- 
gen auf anderen Gebieten ab. 

Der Rahmen für die Höhe der Förderungssätze, die 
bei einer Veränderung der Winterbau-Mehrkosten 
angepaßt werden sollen, gewährleistet, daß die 
Bundesanstalt für Arbeit einen erheblichen Beitrag 
zur Verwirklichung des kontinuierlichen Bauens 
leistet. Die weiteren Winterbau-Mehrkosten müssen 
jedoch von denjenigen getragen werden, zu deren 
Vorteil sich das Bauen im Winter auswirkt. 


Zu § 80 

Absatz 1 

Die Vorschriften ergänzen die produktiven Förde- 
rungsleistungen der §§ 77 und 78. Bauarbeiter und 
baugewerbliche Lehrlinge haben nunmehr einen 
Rechtsanspruch auf Zuschüsse zur Beschaffung von 
Schutzkleidung, die beim Winterbau zusätzlich er- 
forderlich ist. Die Förderung ist auf die Fälle be- 
schränkt, in denen der Bauunternehmer die Schutz- 
kleidung nicht auf Grund der Arbeitsschutz-Verord- 
nung für Winterbaustellen vom 1. August 1968 oder 
auf Grund anderer Regelungen zur Verfügung stellt. 

Absatz 2 

Wie nach geltendem Recht kann die Bundes- 
anstalt auch künftig Trennungsbeihilfen und Fahr- 
kostenzuschüsse gewähren, soweit der Bauarbeiter 
oder der baugewerbliche Lehrling diese Kosten nicht 
selbst tragen kann oder der Bauunternehmer 
diese Kosten nicht trägt. Diese Leistungen werden 
nur für Mehrkosten gewährt, die mit den besonderen 
Verhältnissen der witterungsungünstigen Jahreszeit 
in ursächlichem Zusammenhang stehen. 

Zu § 81 

Die Vorschriften treffen durch Anordnungen der 
Bundesanstalt ergänzungsbedürftige Bestimmungen 
über Zuständigkeiten, das Verfahren bei den An- 
tragstellungen, über Arbeitsnachweise sowie über 
Bedingungen und Auflagen für Bescheide des Ar- 
beitsamtes. Sie gelten, soweit sie sich auf den 
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Mehrkostenzuschuß beziehen, gleichermaßen für die 
Antragstellung des Bauunternehmers und des Bau- 
herrn. 

Absatz 1 

Die Zuständigkeitsregelungen des § 13 der Anord- 
nung der Bundesanstalt nach § 90 AFG vom 9. Sep- 
tember 1969 in der Fassung vom 2. Juli 1970 und 
vom 30. Juni 1971 (Amtliche Nachrichten der Bun- 
desanstalt für Arbeit 1969 S. 736, 1970 S. 512, 1971 
S. 486), gelten nach § 242 Abs. 17 vorerst weiter. 
Satz 2 entspricht der Zuständigkeitsregelung des 
§ 86 Abs. 1 Satz 1 AFG. 

Absatz 2 

Die Regelung über den Anerkennungsantrag ent- 
spricht dem geltenden Recht, jedoch ist eine Frist- 
bestimmung entfallen (§ 79 Abs. 1). Der Entwurf ver- 
zichtet auf eine Regelung über den Anerkennungs- 
bescheid; er überläßt diese der Anordnung der Bun- 
desanstalt. Die Vorschrift über die Anhörung der 
Betriebsvertretung entspricht dem § 82 Abs. 2 Satz 3 
AFG. Außerdem kann die Bundesanstalt zur Vor- 
bereitung ihrer Entscheidung Auskünfte sachkundi- 
ger Stellen einholen. Die Regelung über den Lei- 
stungsantrag entspricht gleichfalls dem geltenden 
Recht. 

Satz 3 verpflichtet den Bauunternehmer zur Führung 
und Aufbewahrung von Arbeitszeitnachweisen, und 
zwar auch dann, wenn der Bauherr anspruchsberech- 
tigt ist. 

Absatz 3 

Die Vorschrift erweitert die Regelung des § 86 Abs. 2 
Satz 2 AFG. Beispielsweise soll die Bundesanstalt 
die Zweckbindung der Leistungen für Winterbau- 
Investitionen durch Auflagen sichern können. Auf 
diese Weise kann sichergestellt werden, daß die 
mit Mitteln der Bundesanstalt angeschafften Geräte 
und Einrichtungen auch tatsächlich zur Durchführung 
von Bauarbeiten in der Schlechtwetterzeit verwen- 
det werden. 

Zu § 82 

Die Vorschriften entsprechen inhaltlich weitgehend 
dem § 86 Abs. 3 Satz 3 sowie den §§ 87 und 90 AFG. 

Zu §83 

Absatz 1 

Die Vorschrift entspricht weitgehend § 74 Abs. 1 
AFG. 

Nummer 1 bestimmt, daß Schlechtwettergeld nur 
gewährt wird, wenn in der Schlechtwetterzeit das 
Arbeitsverhältnis aus Witterungsgründen nicht ge- 
kündigt werden kann. Es wäre mit der erklärten 
Absicht des Gesetzes, die Beschäftigungsverhält- 
nisse der Arbeitnehmer des Baugewerbes aufrecht- 
zuerhalten, unvereinbar, Schlechtwettergeld auch 
solchen Arbeitnehmern zu gewähren, denen aus 
Witterungsgründen gekündigt werden kann. Der 
Entwurf geht damit über die Regelung des § 74 


Abs. 1 Nr. 1 AFG hinaus, der lediglich die fristlose 
Kündigung aus Witterungsgründen verbietet. Das 
Bundesarbeitsgericht hat die Regelung der Tarifver- 
tragsparteien hierzu so ausgelegt, daß einem Bau- 
arbeiter wegen schlechten Wetters weder ohne noch 
mit Frist gekündigt werden darf (BAG, Urteil vom 
6. Juli 1961, Band 11 S. 182). Der Entwurf schließt 
sich den Erwägungen dieses Urteils an. 

Nummer 2 entspricht inhaltlich § 74 Abs. 1 Nr. 2 
AFG; die Vorschrift ist lediglich redaktionell ge- 
ändert. 

Absatz 2 

Die Arbeitgeber des Baugewerbes sollen künftig 
dreißig vom Hundert der Kosten des Schlechtwet- 
tergeldes und des Zuschlages hierzu tragen, soweit 
dies nicht durch Rechtsverordnung für Arbeitgeber, 
die ihren Arbeitnehmern für die in den Monaten 
Januar und Februar geleisteten Arbeitsstunden 
einen Winterzuschlag zum Lohn zahlen, ausgeschlos- 
sen ist. Zu den Zielen dieser Regelung vgl. oben 
AIII 2. 

Eine Rechtsverordnung nach Satz 2 darf die Arbeit- 
geber von der Kostenbeteiligung am Schlechtwet- 
tergeld nur für den Fall befreien, daß eine Lohn- 
zuschlagsregelung für mindestens zwei Drittel der 
in Betracht kommenden Arbeitnehmer gilt. Diese 
Voraussetzung legt eine tarifvertragliche Regelung 
nahe. Außerdem müssen die Kosten des Zuschlages 
auf Grund einer oder mehrerer Ausgleichsregelun- 
gen auf die daran beteiligten Arbeitgeber so umge- 
legt werden, daß diese sich ohne Rücksicht auf den 
Umfang ihrer Bautätigkeit im Januar und Februar 
an den Kosten beteiligen. Die Ausgleichsregelungen 
müssen weiterhin so gestaltet sein, daß der Winter- 
bau durch den Zuschlag nicht einseitig kostenmäßig 
belastet wird; andernfalls würde der Lohnzuschlag 
den Winterbau eher erschweren als erleichtern. 

Zu § 84 

Absatz 1 

Die Vorschrift entspricht — mit Änderungen zu den 
Nummern 2 und 3 — § 75 Abs. 1 AFG. Obwohl 
Schlechtwettergeld in Zukunft für jede Ausfall- 
stunde gewährt werden soll, übernimmt Nummer 2 
den bisherigen Begriff des Ausfalltages; eine Rege- 
lung, die auf die Witterungsverhältnisse der jewei- 
ligen Ausfallstunden abstellen würde, wäre nicht 
durchführbar. Ist am Ausfalltag stundenweise gear- 
beitet worden, so wird das Schlechtwettergeld 
selbstverständlich nur für die Ausfallstunden ge- 
währt. Damit kann die Regelung des § 75 Abs. 3 
AFG entfallen, die in der Praxis zu Schwierigkeiten 
geführt hat. 

Die Bundesanstalt soll künftig Ausnahmen von der 
sofortigen Anzeige des Arbeitsausfalles nach Num- 
mer 3 zulassen können (vgl. § 90 Abs. 2 Nr. 2). 

Absatz 2 

Die Vorschrift ist gegenüber § 75 Abs. 2 AFG dahin 
ergänzt worden, daß künftig zu den zwingenden 
Witterungsgründen nur solche zählen, die den Ar- 


13 



Drucksache VI/2689 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


beitsausfall trotz Verwendung von „angemessenen" 
bzw. — bei Bauarbeiten, die durch den Mehrkosten- 
zuschuß gefördert werden — „ausreichenden" 
Schutzvorkehrungen verursacht haben oder auch 
bei Verwendung solcher Schutzvorkehrungen ver- 
ursacht hätten. Indem die Verwendung von Schutz- 
vorkehrungen zum Maßstabe dafür wird, ob zwin- 
gende Witterungsgründe vorliegen, erübrigt sich 
weithin eine Prüfung, ob solche Schutzvorkehrungen 
im Einzelfall tatsächlich verwendet werden. In 
Zweifelsfällen kann die Bundesanstalt Auskünfte 
sachkundiger Stellen einholen. 

Das Arbeitsförderungsgesetz macht auch andere Lei- 
stungen davon abhängig, daß der Antragsteller zu- 
mutbare Vorkehrungen trifft, um den Schadensfall 
abzuwenden (§ 64 Abs. 1 Nr. 2, § 119 AFG). Wer 
daher künftig wünscht, daß die Beschäftigungsver- 
hältnisse seiner Arbeitnehmer durch Schlechtwetter- 
geld aufrechterhalten werden, muß zumutbare An- 
strengungen unternehmen, um die Weiterbeschäfti- 
gung der Arbeitnehmer zu ermöglichen. Wie bereits 
oben (in Teil A) bemerkt worden ist, geht der Ent- 
wurf insoweit von Schutzvorkehrungen aus, wie sie 
bei ordnungsgemäßer Durchführung eines Bauauf- 
trages ohnehin jeder umsichtige Arbeitgeber treffen 
wird. 

Für Arbeiten, die durch den Mehrkostenzuschuß ge- 
fördert werden, fordert der Entwurf allerdings um- 
fangreidiere Schutzvorkehrungen (vgl. § 78 Abs. 2). 
Für diese Arbeiten soll die eventuelle Versagung 
des Schlechtwettergeldes auf Grund des § 84 Abs. 2 
Nr. 2 an die Stelle der Regelung des § 84 AFG 
treten, nach der die Produktive Winterbauförderung 
bereits bei einmaliger ungerechtfertigter Anzeige 
von Arbeitsausfall für die ganze Förderungszeit ent- 
fällt. Diese Regelung hat viele Arbeitgeber davon 
abgehalten, die Produktive Winterbauförderung in 
Anspruch zu nehmen. 

Die neue Vorschrift wirkt sich nicht zu Lasten der 
betroffenen Arbeitnehmer aus. Es kann davon aus- 
gegangen werden, daß diese in solchen Fällen im 
allgemeinen einen Lohnanspruch gegen ihren Arbeit- 
geber haben werden, wenn dieser die Arbeit aus- 
fallen lassen muß, weil er keine Schutzvorkehrungen 
getroffen hat, und deshalb seine Arbeitnehmer kein 
Schlechtwettergeld erhalten. 

Schutzvorkehrungen, die „wirtschaftlich unvertret- 
bar" sind, werden bei der Entscheidung, ob zwin- 
gende Witterungsgründe vorliegen, in keinem Falle 
vorausgesetzt. 

Zu § 85 

Die Vorschrift entspricht weitgehend § 76 AFG. Sie 
ist jedoch redaktionell geändert und dem neuen Be- 
griff des Ausfalltages angepaßt worden. 

Absatz 1 

Nummer 2 Satz 2 soll sicherstellen, daß die ver- 
mögenswirksamen Leistungen, die von den Arbeit- 
gebem teilweise auch für die Ausfallstunden ge- 
währt werden, den Anspruch auf Schlechtwettergeld 
nidit ausschließen. Die Vorschrift beseitigt außerdem 
ein Hindernis, das einer eventuellen tarifvertrag- 


lichen Begründung eines Lohnanspruchs für Zeiten 
witterungsbedingten Arbeitsausfalls im Baugewerbe 
entgegenstehen würde. Die Einführung einer solchen 
Regelung dürfte der Bauwirtschaft wirtschaftlich nur 
möglich sein, wenn dadurch der Anspruch auf 
Schlechtwettergeld nicht verlorengeht, so daß eine 
Anrechnung des Schlechtwettergeldes auf den Lohn 
für die Ausfallstunden vorgesehen werden kann. 
Nach dem Entwurf soll daher ein solcher zusätzlicher 
Lohn den Anspruch auf Schlechtwettergeld nicht aus- 
schließen, wenn er mit dem Schlechtwettergeld zu- 
sammen niedriger ist als das ausgefallene Arbeits- 
entgelt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
auch bei Einführung eines Lohnanspruches für Aus- 
fallstunden für die Bauarbeiter ein ausreichender fi- 
nanzieller Anreiz zur Arbeit bei ungünstiger Witte- 
rung bestehen muß. 

Absatz 2 

Künftig soll auch Arbeitnehmern, deren Arbeits- 
verhältnis gekündigt ist, Schlechtwettergeld gewährt 
werden können. Damit wird die Schlechtwettergeld- 
regelung auch insoweit an die Vorschriften über das 
Kurzarbeitergeld angeglichen (vgl. § 65 Abs. 1 Satz 3 
AFG). Die neue Regelung will vor allem die Lage 
solcher Arbeitnehmer berücksichtigen, die nach In- 
krafttreten des Ersten Arbeitsrechtsbereinigungsge- 
setzes vom 14. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1106) eine längere Kündigungsfrist haben. 

Absatz 3 

Auch diese Vorschrift ist inhaltlich der für Emp- 
fänger von Kurzarbeitergeld geltenden Regelung des 
§ 65 Abs. 3 AFG angepaßt worden; danach soll die 
für das gesamte übrige Leistungsrecht des Arbeits- 
förderungsgesetzes geltende Regelung, wonach die 
Ausübung einer anderen nicht nur geringfügigen 
Beschäftigung den Anspruch auf Leistungen aus- 
schließt, künftig auch für das Schlechtwettergeld 
gelten. Der neu angefügte Satz 2 schränkt die Rege- 
lung, daß ein Anspruch auf Arbeitsentgelt den An- 
spruch auf Schleditwettergeld ausschließt, entspre- 
chend der oben erläuterten Regelung des § 85 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 ein. 

Zu § 86 

Absatz 1 

Die Regelung entspricht weitgehend dem geltenden 
Recht. 

Absatz 2 

Die Vorschriften über die Bemessung des Schlecht- 
wettergeldes werden teilweise geändert. Es hat sich 
herausgestellt, daß das Arbeitsentgelt, das Akkord- 
arbeiter im letzten abgerechneten Lohnabrechnungs- 
zeitraum vor dem ersten Arbeitsausfall in der 
Schlechtwetterzeit erzielen (bisherige Bemessungs- 
grundlage), häufig nicht typisch für ihr durchschnitt- 
liches Arbeitsentgelt ist. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß grundsätzlich von dem Arbeitsentgelt der 
letzten mindestens dreizehn Wochen umfassenden 
Lohnabrechnungszeiträume und, wenn eine Berech- 
nung danach nicht möglich ist, von dem durchschnitt- 
lichen Arbeitsentgelt eines gleichartig Beschäftigten 
auszugehen ist. 
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Absatz 3 

Ein eventueller Zuschlag zum Lohn, wie er in § 83 
Abs. 2 angesprochen wird, soll bei der Bemessung 
des Schlechtwettergeldes unberücksichtigt bleiben. 
Die Vorteile einer solchen höheren Entlohnung soll- 
ten für die Arbeitnehmer auf die Zeiten beschränkt 
bleiben, in denen sie unter den erschwerten Bedin- 
gungen des Winters Arbeit geleistet haben. 

Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht. 

Zu § 87 

Die Vorschrift entspricht weitgehend § 78 AEG. 

Zu § 88 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen weitgehend § 79 
AFG. Die in § 79 Abs. 2 AFG vorgesehene Ermächti- 
gung zum Erlaß einer Anordnung findet sich in § 90 
Abs. 2 Nr. 2. 

Absatz 3 

Die bisher einer Anordnung der Bundesanstalt vor- 
behaltene Regelung über Aufzeichnungen der Ar- 
beitgeber ist in das Gesetz aufgenommen worden. 

Die Regelung des § 80 AFG über die Anzeigepflicht 
bei Entlassungen auf Baustellen hat der Entwurf 
nicht übernommen, weil sie sich als entbehrlich er- 
wiesen hat. 

Zu § 89 

Auch wenn der Arbeitgeber nach § 83 Abs. 2 Satz 1 
einen Teil der Kosten de . Schlechtwettergeldes und 
des Zuschlages zu tragen hat, richtet sich der An- 
spruch des Arbeitnehmers in voller Höhe ausschließ- 
lich gegen die Bundesanstalt. Der Entwurf geht da- 
von aus, daß die Bundesanstalt einen Erstattungsan- 
spruch gegen den Arbeitgeber in Hohe des von die- 
sem zu tragenden Anteils der Kosten hat, wenn das 
Arbeitsamt den Arbeitnehmern das Schlechtwetter- 
geld in voller Höhe gezahlt hat. Für den Erstattungs- 
anspruch soll das Konkursvorrecht des § 61 Nr. 1 
der Konkursordnung entsprechend gelten. Die Bun- 
desanstalt soll im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung verlangen können, daß der Arbeitgeber den 
auf ihn entfallenden Teil der Leistung unmittelbar 
an die Arbeitnehmer auszahlt. Hat ein Arbeitnehmer 
zu Unrecht Schlechtwettergeld erhalten, so geht der 
Entwurf ferner davon aus, daß die Bundesanstalt 
auch den Anteil des Arbeitgebers zurückzufordern 
und diesem zu erstatten hat. 

Zu § 90 

Die Ermächtigungen zum Erlaß von Anordnungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit werden in dieser 
Vorschrift zusammengefaßt und erweitert. 

Zu Nummer 4 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 


Zu Nummer 5 

Redaktionelle Änderung. Nach dem Zweiten Kran- 
kenversicherungsänderungsgesetz vom 21. Dezem- 
ber 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1770) wird Hausgeld 
als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht mehr gewährt. Auch bei stationärer Behand- 
lung erhält der Versicherte Krankengeld. 

Zu Nummer 6 

In der Arbeitslosenversicherung begründet die Be- 
schäftigung eines Ehegatten durch den anderen die 
Beitragspflicht zur Bundesanstalt für Arbeit. Infolge- 
dessen erwirbt der Ehegatte als Arbeitnehmer eine 
Anwartschaft auf Arbeitslosengeld. Im Falle längerer 
Arbeitslosigkeit hat der Ehegatte Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe im Anschluß an den Arbeitslosen- 
geld-Bezug nach § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a AFG. 
Er sollte daher auch von der Arbeitslosenhilfe, die 
nicht im Anschluß an Arbeitslosengeld bezogen wird 
(§ 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b AFG) nicht weiterhin 
ausgeschlossen sein. 

Zu Nummer 7 

Nach der geltenden Regelung des § 136 Abs. 3 AFG 
liegt der Arbeitslosenhilfe ein Bemessungsentgelt 
zugrunde, das mehr als drei Jahre, im Falle des Be- 
zuges von Arbeitslosenhilfe im Anschluß an einen 
Arbeitslosengeld-Bezug sogar mehr als vier Jahre 
zurückliegen kann. Die Lohnentwicklung der letzten 
Jahre hat gezeigt, daß dadurch für die Arbeitslosen 
erhebliche Härten entstehen können. Die Frist für 
die Neubemessung der Arbeitslosenhilfe soll daher 
auf ein Jahr abgekürzt werden. 

Zu Nummer 8 
Zu Buchstaben a und b 

Die Vorschrift regelt die Berechnung der Beiträge 
zur Krankenversicherung für Empfänger von Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Unterhalts- 
geld neu. Diese Leistungen waren bisher alle mit 
der gleichen Verhältniszahl zu vervielfachen. Die 
Regelung ging davon aus, daß die für das Arbeits- 
losengeld errechnete Verhältniszahl auch für die 
anderen Leistungen genommen werden könne, weil 
das Unterhaltsgeld zwanzig vom Hundert über dem 
Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe annä- 
hernd zwanzig vom Hundert darunter liege (vgl. 
Drucksache V/2291, S. 88, 89) und die Zahlen der 
Empfänger von Unterhaltsgeld und Arbeitslosen- 
hilfe ungefähr gleich seien. Diese Voraussetzungen 
treffen nicht mehr zu. Insbesondere übersteigt die 
Zahl der Empfänger von Unterhaltsgeld jetzt die 
Zahl der Empfänger von Arbeitslosenhilfe beträcht- 
lich. Die Verhältniszahl nach den Werten für das 
Arbeitslosengeld erscheint nicht mehr voll geeig- 
net, für alle drei Leistungen zu einem gerechten 
Beitrag zu führen. Nach dem Entwurf sollen daher 
künftig für das Arbeitslosengeld, die Arbeitslosen- 
hilfe und das Unterhaltsgeld besondere Verhältnis- 
zahlen festgesetzt werden. 

Die Neufassung der Ermächtigung des § 157 Abs. 3 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung zieht hieraus die 
notwendigen Folgerungen. Es hat sich ferner als er- 
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forderlich erwiesen, die Ermächtigung noch stärker 
als bisher zu konkretisieren. Künftig soll daher vom 
gewogenen arithmetischen Mittel der in der jewei- 
ligen Tabelle genannten Leistungsbeträge und den 
Familienzuschlägen hierzu sowie den für die Be- 
messung maßgeblichen Arbeitsentgelten ausgegan- 
gen werden. Abweichend vom geltenden Recht, das 
vorschreibt, die Verhältniszahl auf volle Zehntel 
auf- oder abzurunden, sollen die drei Verhältnis- 
zahlen künftig auf volle Hundertstel aufgerundet 
werden. 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift bezieht Fälle eines Forderungsüber- 
ganges nach § 103 Abs. 2 Satz 3 AFG in die Rege- 
lung des § 157 Abs. 4 AFG ein, nach der die Trä- 
ger der Rentenversicherung in bestimmten Fällen 
der Bundesanstalt für Arbeit Aufwendungen für die 
Krankenversicherung der Leistungsempfänger zu 
erstatten haben. 

Zu Nummer 9 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung des § 163 Abs. 1 Satz 1 ist redak- 
tionell bedingt. Die Änderung des § 163 Abs. 1 
Satz 2 stellt klar, daß sich die Vorschrift nicht auf 
die für den Tag oder einen sonstigen Zeitabschnitt, 
sondern auf die für den Lohnabrechnungszeitraum 
maßgebliche Beitragsbemessungsgrenze der Kran- 
kenversicherung bezieht. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung des § 163 Abs. 2 beschränkt die Er- 
stattungsregelung auf Fälle der Gewährung von 
Kurzarbeitergeld. Arbeitgeber, die Schlechtwetter- 
geld für ihre Arbeitnehmer in Anspruch nehmen, 
haben danach künftig den vollen Beitrag zur Kran- 
kenversicherung allein zu tragen. Damit entfällt 
zugleich die Verwaltungsarbeit, mit der die Bundes- 
anstalt und die Betriebe durch die bisherige Erstat- 
tung der Hälfte der Beiträge belastet waren. Nach 
dem neu eingefügten Satz 3 soll die Sonderrege- 
lung des Arbeitsförderungsgesetzes gegenüber den 
allgemeinen Vorschriften der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung nachrangig sein-, sie soll nur gel- 
ten, soweit nicht nach dem tatsächlich gewährten Ar- 
beitsentgelt Beiträge zur Krankenversicherung zu 
entrichten sind. 

Zu Buchstabe c 

§ 163 Abs. 3 in der bisherigen Fassung soll ent- 
fallen. Die Vorschrift, die eine Sonderregelung für 
kurzarbeitende Angestellte vorsieht, ist durch § 405 
der Reichsversicherungsordnung in der Fassung des 
Zweiten Krankenversicherungsänderungsgesetzes 
vom 21. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1770) 
entbehrlich geworden. 

§ 163 Abs. 3 in der Fassung des Entwurfs berück- 
sichtigt die Möglichkeit, daß die Tarifvertragspar- 
teien des Baugewerbes einen Lohn für die Ausfall- 
stunden vereinbaren, auf den das Schlechtwettergeld 
angerechnet wird (vgl. § 85 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 und 
die Begründung hierzu). In diesem Falle soll sich 
abweichend von den Absätzen 1 und 2 der Beitrag 


zur Krankenversicherung nach dem Arbeitsentgelt 
vor Anrechnung des Schlechtwettergeldes bemessen. 
Er soll nach den allgemeinen Vorschriften des So- 
zialversicherungsrechts grundsätzlich je zur Hälfte 
vom Versicherten und seinem Arbeitgeber getra- 
gen werden. 

Zu Nummer 10 

Zu Buchstabe a 

Zu der Änderung des § 164 Äbs. 2 vgl. Begründung 
zu Nummer 5. 

Zu Buchstabe b 

Der dem § 164 angefügte Äbsatz 4 zieht aus einer 
etwaigen Regelung im Sinne des § 163 Äbs. 3 in 
der Fassung des Entwurfs die Folgerungen für die 
Bemessung der Leistungen der Krankenversiche- 
rung. 

Zu Nummer 11 
Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung unter 
Buchstabe b. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 2 der Begründung zu Nummer 9 Buchstabe c 
gilt entsprechend. Die Vorschrift bewirkt, daß das 
Problem der rentenversicherungsrechtlichen Ver- 
besserung der Stellung der Schlechtwettergeld-Be- 
zieher (vgl. „Bericht der Bundesregierung zur Frage 
der Rentenversicherung", Drucksache Vl/1126, S. 23) 
durch eine Lohnfortzahlung für Ausfalltage auch 
dann befriedigend gelöst wird, wenn das Schlecht- 
wettergeld auf den Lohn anzurechnen ist. 

Zu Nummer 12 

Der in § 169 Nr. 1 Buchstabe b AFG genannte § 175 
der Reichsversicherungsordnung ist durch Artikel 1 
Nr. 3 des Zweiten Krankenversicherungsänderungs- 
gesetzes aufgehoben worden; Arbeitnehmer, die bei 
ihren Ehegatten beschäftigt sind, wurden jedoch 
nach Artikel 4 § 2 des genannten Gesetzes unter be- 
stimmten Voraussetzungen auf Antrag von der 
Krankenversicherungspflicht befreit. Die Neufas- 
sung des § 169 Nr. 1 Buchstabe b AFG stellt klar, 
daß die nach dieser Vorschrift von der Kranken- 
versicherungspflicht befreiten Arbeitnehmer nicht 
damit auch beitragsfrei nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz sind. 

Zu Nummer 13 

Die Bautätigkeit im Winter kann auch durch eine 
verbesserte Förderung nicht ausreichend belebt wer- 
den, wenn nicht in genügender Zahl Winterbauauf- 
träge vergeben werden. Die in den neuen Vor- 
schriften vorgesehenen Ausschüsse bei den Orga- 
nen der Selbstverwaltung der Bundesanstalt für 
Arbeit sollen sich im Zusammenwirken mit anderen 
für die Baukoordinierung zuständigen Stellen dar- 
um bemühen, daß insbesondere die öffentliche Hand 
durch ihre Bauaufträge dem winterlichen Auftrags- 
mangel entgegenwirkt. 
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Zu Nummern 14 bis 17 

Die Änderungen sind redaktionell bedingt. 

Zu Nummer IS 

Es erscheint notwendig, daß auch die gesetzgebenden 
Körperschaften die Auswirkungen der neuen Vor- 
schriften über die Förderung der ganzjährigen Be- 
schäftigung in der Bauwirtschaft in den nächsten 
Jahren beobachten. Der jährliche Bericht der Bun- 
desregierung soll ihnen dafür das erforderliche Ma- 
terial liefern. Auf diese Weise wird gewährleistet, 
daß etwa notwendig werdende Änderungen der 
Förderungsvorschriften in den gesetzgebenden Kör- 
perschaften ohne Verzögerung erörtert werden kön- 
nen. 

Zu Nummer 19 

Die Vorschrift paßt die Übergangsvorschriften des 
Arbeitsförderungsgesetzes der veränderten Rechts- 
lage an. 

Zu Nummer 20 

Die Änderungen sind redaktionell bedingt. 

Zu Artikel 2 

Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach 
§ 79 Abs. 3 AFG in der Fassung dieses Entwurfs 
sollen für den Mehrkostenzuschuß die bisherigen 
Förderungssätze beibehalten werden. Die Rechts- 
verordnung kann erst erlassen werden, nachdem die 
Höhe der Mehrkosten nach dem aktuellen Preis- 
niveau unter Hinzuziehung von Sachverständigen 
ermittelt worden ist. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift entspricht § 243 AFG. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Das Gesetz soll nach Absatz 1 dieser Vorschrift 
mit einigen Ausnahmen am 1. Januar 1972 in Kraft 
treten. Absatz 2 setzt die Änderungen der Vor- 
schrift des § 157 AFG über die Berechnung der Bei- 
träge für Empfänger von Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe und Unterhaltsgeld rückwirkend ab 
1. April 1971 mit der Folge in Kraft, daß der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung von die- 


sem Zeitpunkt an drei Verhältniszahlen festzuset- 
zen hat. Absatz 3 setzt einige Regelungen erst zum 
1. November 1972 in Kraft, um der Bauwirtschaft 
und der Bundesanstalt für Arbeit Gelegenheit zu 
geben, sich auf die neuen Regelungen einzustellen. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

I. Bundesanstalt 

Die Verbesserung der produktiven Winterbau-För- 
derungsleistungen führt zu Mehrausgaben der Bun- 
desanstalt für Arbeit; eine Schätzung dieser Mehr- 
ausgaben ist jedoch nicht möglich, weil deren Höhe 
davon abhängt, in welchem Umfange die Förde- 
rungsleistungen von der Bauwirtschaft in Zukunft 
in Anspruch genommen werden. Die Mehrausgaben, 
die bei der Bundesanstalt durch die Änderungen 
des Rechts der Arbeitslosenhilfe entstehen, werden 
für 1972 auf etwa 830 000 DM geschätzt. 

Diesen Mehrausgaben stehen Minderausgaben beim 
Schlechtwettergeld gegenüber; selbst wenn die 
durchschnittliche Zahl der Ausfalltage unverändert 
bliebe, werden sich die jährlichen Ausgaben der Bun- 
desanstalt durch die Beteiligung der Bauunterneh- 
mer (§ 83 Abs. 2 Satz 1) nach den vorläufigen 
Haushaltsansätzen für 1972 um etwa 233 Millio- 
nen DM verringern. Die Bundesregierung geht da- 
von aus, daß eine Ausgabenminderung beim 
Schlechtwettergeld auch dann eintritt, wenn die 
Beteiligung der Bauunternehmer an den Ausgaben 
für Schlechtwettergeld auf Grund einer Rechtsver- 
ordnung nach § 83 Abs. 2 Satz 2 entfällt; in diesem 
Falle würde sich die Zahl der Ausfalltage dadurch 
verringern, daß mit dem Lohnzuschlag sowohl für 
den Arbeitnehmer als auch — im Hinblick auf den 
überbetrieblichen Ausgleich — für den Arbeitgeber 
verstärkte Anreize zum Winterbau entstehen. Die 
Einsparungen der Bundesanstalt hierdurch lassen 
sich aber ebensowenig schätzen wie die Einsparun- 
gen durch die strengeren Anforderungen des Be- 
griffs „zwingende Witterungsgründe" im Sinne des 
§ 84 Abs. 2. Die Entlastung der Bundesanstalt 
von den Krankenversicherungsbeiträgen für Emp- 
fänger von Schlechtwettergeld wird zu Minderaus- 
gaben von etwa 50 Millionen DM jährlich führen. 

II. Bund 

Mehrausgaben des Bundes entstehen nur durch die 
Änderungen des Rechts der Arbeitslosenhilfe. Sie 
werden auf jährlich etwa 500 000 DM geschätzt; im 
geltenden Finanzplan werden sie mit den Ansätzen 
für die Arbeitslosenhilfe abgedeckt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 78 Abs. 2) 

In Absatz 2 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Zur Baustelle gehören auch die sonstigen der 
Baustelle zugeordneten Arbeitsplätze." 

Begründung 

Dieser Satz ermöglicht es, im Zuge notwendiger 
Rationalisierungsmaßnahmen zentrale Anlagen 
zur Unterstützung der Arbeiten an einer oder an 
mehreren Baustellen zu schaffen. Arbeiten auf 
Bauhöfen und Betriebsplätzen sind hiervon nidit 
erfaßt. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 80 Abs. 1 und 2) 

a) Absatz 1 ist zu streidien, 

b) in Absatz 2 sind die Zahl „(2)" sowie das 
Wort „ferner" zu streidien. 

Begründung 

Absatz 1 ist überflüssig. Die Leistung nach Ab- 
satz 1 wird davon abhängig gemacht, daß der Ar- 
beitgeber die in der Schlechtwetterzeit zusätzlich 
erforderliche Schutzkleidung nicht gewährt. Die 
Arbeitsschutz- VO für Winterbaustellen verpflich- 
tet aber die Arbeitgeber ausnahmslos, die ge- 
samte erforderliche Schutzbekleidung den Arbeit- 
nehmern zur Verfügung zu stellen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 80 Abs. 2) 

In § 80 Abs. 2 ist jeweils das Wort „Arbeitern" 
zu ersetzen durch die Worte „Arbeitnehmern des 
Baugewerbes". 

Begrün d u n g 

Poliere und andere auf der Baustelle beschäftigte 
Angestellte sollten nicht von vornherein von 
Trennungsbeihilfe und Zuschüssen zu Familien- 
heimfahrten ausgeschlossen werden. In den Aus- 
führungsbestimmungen zum Gesetz kann aus- 
reichend geregelt werden, inwieweit eine Förde- 
rung angemessen ist. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 83 Abs. 2) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge- 
prüft werden, in welcher Weise zur Vermeidung 
eines Baukostenanstiegs ein individuelles finan- 
zielles Regulativ geschaffen werden kann, das die 
Bauuntemehmen veranlaßt, die Baustellen noch 
besser vor schlechtem Wetter zu schützen und 
die Arbeit bei ungünstigem Wetter fortzuführen. 
Es ist davon auszugehen, daß wegen des zu ver- 
einbarenden Lohnzuschlages die Interessenquote 
regelmäßig entfällt und eine besondere indivi- 
duelle, durch das eigene Verhalten beeinflußbare 
Belastung der Unternehmen durch den Lohnzu- 
schlag nicht erfolgt, weil überbetriebliche Aus- 


gleichsregelungen auf Bundesebene für diesen 
Zuschlag vorgesehen sind, welche das Interesse 
der Bauunternehmen am Winterbau allgemein 
mindern können. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 83 Abs. 2) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge- 
prüft werden, in welcher Weise den bei Einfüh- 
rung der Interessenquote zu erwartenden be- 
sonders hohen Kostenbelastungen der Baube- 
triebe in klimatisch besonders benachteiligten 
Gebieten wirksam und auch praktikabel begeg- 
net werden kann, damit Entlassungen von Ar- 
beitskräften in diesen erfahrungsgemäß beson- 
ders strukturschwachen und konjunkturempfind- 
lichen Gebieten verhütet werden können. 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob und in 
welcher voraussichtlichen Höhe die vorgesehene 
Interessenquote zu Baupreiserhöhungen führen 
wird. Im gegebenen Falle sollte die Interessen- 
quote auf ein vertretbares Maß vermindert 
werden. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe b (§ 157 Abs. 3) 

In Buchstabe b ist Absatz 3 Satz 2 erster Halb- 
satz wie folgt zu fassen: 

„Er hat von den Verhältnissen der jeweiligen 
Mittel der Arbeitsentgelte, die für die Bemessung 
der Leistungsbeträge nach den Tabellen zu den 
§§ 44, 112 und 136 maßgeblich sind, zu diesen 
Leistungsbeträgen auszugehen;". 

Begrün d u n g 

Im Entwurf sind die für die Berechnung der Ver- 
hältniszahl maßgebenden Faktoren vertauscht 
worden, obwohl eine sachliche Änderung inso- 
weit nicht beabsichtigt ist. Während bisher und 
auch zutreffend das Verhältnis der den Leistun- 
gen zugrunde liegenden Arbeitsentgelte zu die- 
sen Leistungen maßgebend ist, stellt der Entwurf 
umgekehrt auf das Verhältnis der Leistungen zu 
den zugrunde liegenden Arbeitsentgelten ab. Da- 
durch ergibt sich eine Zahl, die unter 1 liegt und 
zu einer sachlich nicht gerechtfertigten Verringe- 
rung der Beiträge führt. 

Die vorliegende Fassung gibt das richtige Ver- 
hältnis der Faktoren wieder. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 237) 

In Nummer 17 sind die Worte „§ 79 Abs. 3," zu 
streichen. 

Begründung 

Die in der Rechtsverordnung vorgesehene Rege- 
lung des § 79 Abs. 3 Satz 3 für die klimatisch 
besonders benachteiligten Gebiete hat Auswir- 
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kungen auf die Strukturpolitik der Länder. Eine 
Beteiligung des Bundesrates erscheint daher ge- 
boten. 

8. Zu Artikel 5 

Im weiteren Fortgang des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, inwieweit die 
Verwaltungsvoraussetzungen bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit ein Inkrafttreten des Gesetzes 
entsprechend Artikel 5 Abs. 1 geboten erscheinen 
lassen. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird inhaltlich zuge- 
stimmt. 

Um klarzustellen, daß mit dem Mehrkostenzuschuß 
in keinem Falle die Arbeit auf Bauhöfen oder ähn- 
lichen ortsfesten Produktionsstätten gefördert wer- 
den soll, wird folgende Fassung vorgeschlagen: 

„Den auf der Baustelle verrichteten Bauarbeiten 
stehen die Bauarbeiten gleich, die auf einer in der 
Nähe der Baustelle gelegenen und dieser zuge- 
ordneten Arbeitsstätte für die Baustelle verrichtet 
werden." 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Auf die Zuschüsse für Winterschutzkleidung sollte 
nicht verzichtet werden. Die Verpflichtung der Ar- 
beitgeber aus der Arbeitsschutzverordnung für Win- 
terbaustellen, Schutzkleidung zur Verfügung zu 
stellen, ist gewerbepolizeilicher Natur; sie vermittelt 
dem Arbeitnehmer keinen arbeitsrechtlichen An- 
spruch. Die Durchsetzung der Vorschrift obliegt aus- 
schließlich der Gewerbeaufsichtsbehörde, die gege- 
benenfalls gegen den Arbeitgeber Strafanzeige er- 
statten kan. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Es besteht kein sozialpolitisches Bedürfnis für die 
Förderung der auf der Baustelle tätigen Angestell- 
ten (z. B. Poliere und Bauingenieure) aus Mitteln 
der Bundesanstalt. Nach geltendem Recht werden 
die Angestellten, deren Gehaltsanspruch auch bei 
Arbeitsausfall wegen ungünstiger Witterung nicht 
entfällt, deshalb nicht gefördert, weil sie die Ein- 
kommensvoraussetzung des § 89 Abs. 2 des Arbeits- 
förderungsgesetzes nicht erfüllen. 


Zu 4. 

Der Entschließung wird zugestimmt. 

Zu 5. 

Gegen die Entschließung werden keine Einwendun- 
gen erhoben. 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte geprüft 
werden, ob die im Entwurf bereits vorgesehenen 
Maßnahmen ausreichen, um eine etwaige höhere 
Belastung der Betriebe in klimatisch benachteiligten 
Gebieten auszugleichen. 

Im übrigen wird bemerkt, daß der Kostenbelastung 
durch die vorgesehene Interessenquote die ange- 
strebte Produktivitätssteigerung durch Einschrän- 
kung der witterungsbedingten Arbeitsausfälle und 
die damit verbundene wirtschaftlichere Nutzung der 
Baukapazitäten gegenüberstehen, so daß Bauspreis- 
steigerungen nicht einzutreten brauchen. 

Zu 6. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 7. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Das Arbeitsförderungsgesetz hat sich darauf be- 
schränkt, nur solche Rechts Verordnungen an eine 
Zustimmung des Bundesrates zu binden, die nicht 
das Leistungsrecht der Arbeitslosenversicherung un- 
mittelbar betreffen (wie z. B. die Verordnungen 
nach § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 4, § 157 Abs. 3, §§ 183 
und 184 Satz 2). Damit unterliegen auch zahlreiche 
Verordnungen mit strukturpolitischen Auswirkun- 
gen von gleichem Gewicht nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

Zu 8. 

Der Entschließung wird zugestimmt. 
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